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VON STEFANIE GRAFF

BÜCHENBACH — Bei einer Son-
dersitzung zum Thema Bauleitpla-
nung stand für den Büchenbacher
Gemeinderat neben der Absegnung
des Bebauungsplanes für das kleine
Neubaugebiet Lindenstraße-Süd in
Götzenreuth das weitere Vorgehen für
das geplante Wohnbaugebiet Alte
Brennereien. Dazu mussten sich
Gemeinderat und Verwaltung erstmal
zusammenraufen, bevor sie zu einer
einvernehmlichen Lösung fanden.

Nachdem keine Anregungen oder
Einwände aus der Bevölkerung einge-
gangen waren und lediglich einige
wenige Klarstellungen von Seiten der
Träger öffentlicher Belange in den
Entwurf des Bebauungsplanes 24 ein-
zuarbeiten waren, konnte der Rat den
Plan für das Baugebiet in Götzen-
reuth, das neben vier (von ursprüng-
lich sechs) Wohnbaugrundstücken
eine größere „Fläche für Gemeinbe-
darf“ ausweist, einstimmig billigen
und in Kraft setzen. Bis zum Sommer
will man die Tiefbaumaßnahmen zur
Erschließung abschließen. Angesichts
des überschaubaren Aufwands schlug
Bürgermeister Helmut Bauz vor, die
Arbeiten zu Wettbewerbspreisen von
den Firmen anbieten zu lassen, die der-
zeit ohnehin dort arbeiten. Gespräche
mit dem Planungsbüro und den Anlie-
gern führe die Verwaltung bereits.

Für die Überplanung des 58 Hektar
umfassenden künftigen Baugebietes
„Alte Brennereien“ will die Gemeinde
ein „konkurrierendes Gutachterver-
fahren“ führen. Davon verspricht
man sich ein Maximum an Kreativität
und Ideenvielfalt, aus der man dann
ein maßgeschneidertes Paket schnü-
ren kann. Fünf Planungsbüros sollen
eingeladen werden, Konzepte abzulie-
fern, und werden dafür mit einem pau-
schalen Honorar abgegolten. Der Pla-
nungsauftrag soll an das Büro verge-
ben werden, das anhand eines (noch

zu erstellenden) Kriterienkatalogs
den attraktivsten Entwurf vorlegt. Ide-
en der anderen Gutachten sollen in
die weitere Planung mit einfließen
können. Das war bereits Ende Novem-
ber so besprochen und für sinnvoll
befunden worden.

Nun legte die Verwaltung den
Gemeinderäten dazu eine Beschluss-
vorlage in Form einer Tischvorlage
vor. Neben einer Liste von fünf Pla-
nungsbüros enthielt die Vorlage einen
Entwurf für den Ausschreibungstext
für das konkurrierende Gutachterver-
fahren und einen Zeitplan. Letzterer
sah einen Aufstellungsbeschluss be-
reits für Ende März vor — für den Tag,
an dem ein dann bereits durch ein
gemeindliches Gutachtergremium aus-
gewählter Entwurf dem Gemeinderat
vorgestellt werden sollte.

„Historische Chance vergeben“
„So geht das nicht!“, wetterte als

erster SPD-Gemeinderat Robert
Schuster. Er finde weder die bespro-
chenen sozialen noch die ökologi-
schen Vorstellungen seiner Fraktion
im Ausschreibungstext wieder und
fürchte, dass die Gemeinde mit ihrem
Hauruck-Verfahren eine „historische
Chance“ vergebe.

Auch UWG-Sprecherin Elke
Dechet betonte: „Wir sind davon aus-
gegangen, dass wir heute die Möglich-
keit haben, unsere Vorstellungen in
die Ausschreibung einzubringen.“
Man fühle sich „zeitlich unter Druck
gesetzt“ und „ohne Not inhaltlich ein-
geengt“ (Norbert Dörfler, UWG).
Statt sich Zeit zu nehmen und nach
reiflicher Überlegung einen gemeinsa-
men Kriterienkatalog zu erarbeiten,
fühlte sich ein Großteil der Gemein-
deräte von der Verwaltung überrum-
pelt. Vergleichsweise entspannt rea-
gierte die CSU-Fraktion: „Wir lassen
uns da mal überraschen und sind da
flexibel“ (Johannes Reich).

Angesichts des heftigen Gegenwin-
des ruderte Bürgermeister Helmut

Bauz, der zunächst den Standpunkt
vertreten hatte, die Fraktionen hätten
ihre Vorschläge seit Dezember schrift-
lich einreichen können, dies aber
nicht gemacht, im Lauf der heftigen
Diskussion zurück. „Inhaltlich“, so
betonte er, „sind wir ja gar nicht so
weit auseinander.“

Der Verwaltungschef sicherte zu,
dass die Ausschreibung um die Punk-
te ergänzt wird, die im Verlauf der Dis-
kussion vorgetragen worden sind: Von
Seiten der UWG waren dies unter
anderem die „Schaffung von Wohnein-
heiten für jedes Alter und jedes Ein-
kommen“, zwei statt einer Zufahrt
zum Wohngebiet, ausreichend Stell-
plätze auf den Wohngrundstücken,
der Wunsch nach einer Einkaufsmög-
lichkeit im Neubaugebiet und die
Anbindung an den öffentlichen Nah-
verkehr. Für die SPD stand die Mög-
lichkeit, im Neubaugebiet genossen-
schaftliche Projekte sozialen Woh-
nungsbaus und innovative Energie-
konzepte realisieren zu können, ganz
oben auf der Prioritätenliste. Einig-
keit bestand darüber, dass es kein rei-
nes Einfamilienhaus-Gebiet werden
dürfe und dass man sich klar darüber
sei, dass die „Wunschliste“ des
Gemeinderats nicht zu hundert Pro-
zent umsetzbar sei. Die Umsetzung
stehe in allen Punkten unter dem Vor-
behalt der technischen und wirtschaft-
lichen Realisierbarkeit.

Auch die Vorschlagsliste der zum
Wettbewerb einzuladenden Planungs-
büros stand zur Disposition. Um zu
klären, welche fünf Büros die Aus-
schreibungsunterlagen tatsächlich
erhalten sollen, wurde kurzfristig eine
nichtöffentliche Sitzung im Anschluss
anberaumt.

Hinfällig ist zudem der Vorschlag,
die bis zu fünf Entwürfe ausschließ-
lich von einem extra zu gründenden
Gutachtergremium aus Fraktionsspre-
chern, Bürgermeistern und Verwal-
tung vorsortieren zu lassen. Alle
Gemeinderäte sollen alle Entwürfe zu

Gesicht bekommen. Wie genau das
Auswahlverfahren dann laufen soll,
ist offen geblieben. Stehen geblieben
ist der Termin 29. März. Bis dahin will
man sich zumindest ein Bild von den
Planungsvorschlägen machen kön-
nen.

Bei der Beschlussfassung demons-
trierte der Gemeinderat schließlich
die größtmögliche Einigkeit: Einstim-
mig wurde beschlossen, das konkurrie-
rende Gutachterverfahren wie bespro-
chen auf den Weg zu bringen.

Die energiewirtschaftlichen Aspek-
te der Neubauplanung werden paral-
lel zur Entwurfsplanung in einem
gesonderten Gutachten betrachtet.
Die Erstellung eines „Teilenergienut-
zungsplanes“, der neben dem neu zu
bebauenden Gebiet auch die benach-
barten Gebiete des Planetenviertels
Sonnen- und Frühlingsstraße um-
fasst, hatte die Verwaltung bereits
über Weihnachten ausgeschrieben.

Die Erstellung solcher Pläne wird
vom Freistaat mit 70 Prozent bezu-
schusst. Der Auftrag wurde an die
Energieagentur Nordbayern in Nürn-
berg vergeben. Für die Gemeinde fal-
len dafür Kosten in Höhe von gut 2800
Euro an. Auf Wunsch der SPD-Frakti-
on soll die Agentur prüfen, ob die
Stadtwerke Schwabach das sogenann-
te „SMART-Energy“-Programm in
dem neuen Wohngebiet anwenden
können.

Ob die Gemeinde mit dem Neubau-
gebiet „Alte Brennereien“ von Förder-
mitteln aus dem angekündigten kom-
munalen Förderprogramm zum „Woh-
nungspakt Bayern“ profitieren kann,
ist völlig offen. Zum einen seien die
Förderrichtlinien noch gar nicht veröf-
fentlicht, zum anderen lese es sich, so
Bürgermeister Helmut Bauz, bislang
so, als würde das Förderprogramm
eher auf größere Städte und Ballungs-
räume zugeschnitten.

Mehr Lob, als es Schulhausmeister
Rudolf Kratzer (59) von der Leiterin
der Grund- und Mittelschule Aben-
berg, Waltraut Veitengruber, Bürger-
meister Werner Bäuerlein und den
Vertreterinnen der Schülermitverwal-
tung, Celina Heider und Franziska
Graf, erfahren hat, geht nicht. Anfang
Januar hat er seine 25 Jahre Dienst-
zeit vollendet, in der Schulaula fand
deshalb eine kleine Feierstunde statt.
Vor und nach dem Unterricht sowie in
den Pausen ist „Rudi“ der Mittel-
punkt für die Beantwortung vieler
Fragen und die Lösung vieler Proble-
me. Er befördert Schüler von einer
Schule zur anderen, beaufsichtigt sie
und organisiert den Pausenverkauf.

Neben Dank und Gratulation von
Schulleitung, Personal und den Schü-
lern betonte Veitengruber das sehr
gute Verhältnis zum Kollegium, zur
Verwaltungsangestellten, zur Schüler-
aufsicht und den Schülern. Bürger-
meister Bäuerlein rekapitulierte die
berufliche Laufbahn seines einstigen
Klassenkameraden, der den Beruf als
Mosaikplatten- und Fliesenleger auf-
geben musste, sich zum Bürokauf-
mann umschulen ließ und vor 25 Jah-
ren als Schulhausmeister anfing. Seit-
dem seien, so Bäuerlein, an der Schule
„wahnsinnge Veränderungen“ pas-
siert. In der Schullandschaft, aber
auch am Gebäude seien Millionen
investiert worden. hi

LANDKREISROTH/SCHWABACH
—Bei der jüngsten Sitzung von Zivil-
courage Roth/Schwabach im Land-
ratsamt Rothwaren sich alle Beteilig-
ten einig, dass bei den Verhandlun-
gen über die Freihandelsabkommen
„Geheimniskrämerei Teil des Pro-
gramms“ sei.

„Bei den TTIP, CETA und TISA
kommen wichtige Dokumente nur
scheibchenweise und auf Druck der
Zivilgesellschaft ans Licht. Meistens
werden Dokumente geleakt, um eini-
ge Monate später dann von der
EU-Kommission veröffentlicht zu
werden", klagt das Bündnis. Ende
2015 sei ein weiteres geheimes Doku-
ment des CETA-Mandats von dritter
Seite geleakt, also im Internet veröf-
fentlicht, und Nichtregierungsorgani-
sationen zugespielt worden.

„Das ist dann die viel gepriesene
Transparenzoffensive durch die

EU-Kommission“, kritisierte Micha-
el Stöhr vom Bund Naturschutz.

„All unsere Informationen werden
durch dieses Dokument bestätigt“, so
Andrea Dornisch. „Seit zwei Jahren
klären wir darüber auf, dass die Kla-
gemöglichkeit von ausländischen
Konzernen bis auf Gemeinde- und
Bürgermeisterebene herunterreicht.
Während wir uns bisher auf eine
Publikation des Bundesministeriums
für Wirtschaft und Technologie berie-
fen, das zwischenzeitlich jedoch aus
dem Netz entfernt wurde, wird diese
Tatsache nun abermals bestätigt.“

Im geleakten Dokument 12838/11
Titel 3A: Investitionsschutz (Anlage
II) steht geschrieben: „Alle subfödera-

len oder lokalen Körperschaften und
Behörden (wie Provinzen oder
Gemeinden) müssen den Bestimmun-
gen des Kapitels dieses Abkommens
über Invesitionsschutz wirksam Fol-
ge leisten.“ „Das ist eine Bankrotter-
klärung seitens der Politik“, so
Harald Leiser, „damit macht sich die
Politik zum Spielball der Konzerne.“

Da im Bereich des Investitions-
schutzes auch über Kompetenzen der
Mitgliedsstaaten verhandelt werden
soll, hätte das zur Folge, dass das
Abkommen nicht nur die Zustim-
mung von Rat und EU-Parlament
benötige, sondern dass es zusätzlich
von allen 28 EU-Mitgliedstaaten rati-
fiziert werden müsse. „Das gefällt

der EU-Kommission gar nicht, denn
es erschwert die Ratifizierung“, so
Wolfgang Schmid. In dem geleakten
Dokument heißt es: „Die Kommissi-
on teilt nicht die Ansicht, dass die
genannten Elemente in den Bereich
gemischter Zuständigkeit fallen.
Ihrer Ansicht nach fallen diese Ele-
mente unter die ausschließliche
Zuständigkeit der EU.“

„Um die nationalen Parlamente
außen vor zu halten, ist die EU-Kom-
mission beim Freihandelsabkommen
EU-Singapur sogar vor den Europäi-
schen Gerichtshof gezogen, um diese
Frage möglichst in ihrem Sinne klä-
ren zu lassen“, so das Bündnis. Karin
Holluba-Rau gab zu bedenken, dass

die Abkommen die Flüchtlingsproble-
matik noch weiter verschärfen wür-
den und die Fluchtursachen näher in
den Fokus gestellt werden müssten.

Da diese Abkommen auch Einfalls-
tor für Gentechnik im Lebensmittel-
bereich wären und, nach Meinung
des Bündnisses, eine massive Bedro-
hung unserer Demokratie darstellen
würden, wird am 16. April eine erneu-
te Kundgebung gegen TTIP, CETA
und TISA in Roth stattfinden.

Darüber hinaus war der Bayeri-
sche Rundfunk bereits zum vierten
Mal im Landkreis Roth zu Gast, da
sich bereits 2014 alle Bürgermeister
sowie Landrat Herbert Eckstein und
der Kreistag gegen die Abkommen
ausgesprochen haben. Auch die
Stadt Schwabach hat einen
Beschluss gegen TTIP gefasst. Die
Sendung wird Sonntag, 24. Januar,
zwölf Uhr, in B2 Radio unter dem
Titel „Zeit für Bayern“ gesendet. rhv

KREUTH/LANDKREIS ROTH —
Volker Bauer, Landtagsabgeordneter
des Stimmkreises Roth, und 30 weite-
re CSU-Abgeordnete, die zusammen
mit Bauer 2013 in das bayerische Par-
lament gewählt wurden, haben sich
mit einem siebenseitigen Brief an Bun-
deskanzlerin Angela Merkel gewandt.
Tenor: „Die Zuwanderung muss
begrenzt werden, sonst schaffen wir
das nicht.“ Der Brief ist am Rande der
Klausurtagung der CSU in Wildbad
Kreuth an Kanzlerin Merkel über-
geben worden.

Volker Bauer: „Wir hoffen, dass
Frau Merkel endlich auch zu der Ein-
sicht kommt, dass die Belastungsgren-
ze unseres Landes erreicht ist. Es
braucht jetzt die Wende in der Asyl-
politik. Gerade die bayerischen Grenz-
regionen spüren jeden Tag die Last,
immer mehr Menschen versorgen und
unterbringen zu müssen. Aber auch
das Modell der dezentralen Unterbrin-
gung im Landkreis Roth braucht Ent-
lastung, um weiterhin zu funktionie-
ren. Die Zahl von mehreren tausend
Flüchtlingen, die jeden Tag an der
bayerischen Grenze ankommen, ist
definitiv zu hoch. Es wird nicht ohne
Zurückweisungen an der Grenze
gehen.“

Die Abgeordneten sprechen in dem
Brief von der „Flüchtlingskrise als
Schicksalsfrage für die Bundesrepu-
blik Deutschland“. Die Bevölkerung
sei tief verunsichert und erwarte
Lösungen. Dazu müsste die Polizei
auch dringend wieder Grenzkontrol-
len an den Grenzübergängen einrich-
ten. rhv/hiz

Hier soll ein innovatives Neubaugebiet entstehen. Das Gebäude der Kühedorfer
Brennereigenossenschaft ist bereits dem Erdboden gleichgemacht. Foto: Graff

BÜCHENBACH — Die Fachstelle
für pflegende Angehörige der Diako-
nie Neuendettelsau bietet in Zusam-
menarbeit mit der Barmer GEK
jeweils montags vom 15. Februar bis
zum 2. Mai von 14.15 bis 16.15 Uhr im
Seniorenhof in Büchenbach in der
Nemetkerstraße 2 eine Edukations-
schulung an.

Die Edukationsschulung ist eine
wissenschaftlich überprüfte Schulung
für Angehörige von Menschen mit
Demenz. Die Pflege von Demenzkran-
ken gehört zu den anspruchsvollsten
und besonders schwierigen Aufgaben
in der Angehörigenpflege, die viele
Betroffene schnell an die Grenzen
ihrer Leistungsfähigkeit bringt. Im-
mer wieder führt die Belastung zu Er-
krankungen bis hin zum Pflege-Burn-
out.

Umso wichtiger ist es für die Betrof-
fenen, frühzeitig Informationen dar-
über einzuholen, auf welche Hilfsange-
bote sie zurückgreifen können und
welche Hilfen für sie geeignet sind.

Kursleiterin Petra Lobenwein ver-
mittelt Wissen über Demenzerkran-
kungen und die Auswirkungen auf
den Alltag. Dieses Wissen hilft Ange-
hörigen, Verständnis für die Erkrank-
ten zu entwickeln. Die Kursleitung
unterstützt die Teilnehmer, ihre neue
Betreuungsrolle anzunehmen.

Schulungsort ist der Seniorenhof
Büchenbach, Nemetkerstraße. Die
Teilnahme ist kostenlos. Um Anmel-
dung bis 8. Februar wird gebeten.

Z Information und Anmeldung unter
Telefon (09171)814502.

LANDKREIS ROTH — In der vom
Berufsinformationszentrum (BIZ) der
Arbeitsagentur Weißenburg organi-
sierten Inforeihe „Donnerstags um
drei“ werden am 28. Januar, 15 Uhr,
die Ausbildungsberufe der Altenpfle-
ge und Altenpflegehilfe im Senioren-
heim Hans-Roser-Haus in Roth, Gar-
tenstraße 30, vorgestellt.

Die Altenpflege ist heute eine der
wichtigsten Dienstleistungsbranchen.
In einer Gesellschaft des langen
Lebens nimmt auch die Zahl der pfle-
gebedürftigen älteren Menschen zu.
Viele von ihnen werden auf Betreuung
und professionelle Hilfe angewiesen
sein, ob sie zu Hause, in einer Wohnge-
meinschaft oder in einem Pflegeheim
leben.

Dies bedeutet, dass mehr qualifizier-
te Fachkräfte in der Altenpflege
gebraucht werden. Vor allem junge
Männer und Frauen sind gefragt,
denn dieser Beruf hat Zukunft.

Einrichtungsleiter Bodo Steinhei-
mer und Philipp Böhm, der Rother
Schulleiter der Berufsfachschule für
Altenpflegehilfe und Altenpflege der
Diakonie Neuendettelsau, sowie Pfle-
gefachkräfte und Auszubildende
geben Information und Auskunft zu
den Berufen Altenpfleger/in und Pfle-
gefachhelfer/in Altenpflege.

Rückfragen oder Anmeldungen sind
persönlich im BIZ, telefonisch unter
(09141)871-299 oder per E-Mail an
weissenburg.biz@arbeitsagentur.de
möglich. Beim nächsten „Donnerstags
um drei“ wird es dann um Ausbildung
und duales Studium im Bereich Erzie-
hung/Pädagogik gehen. rhv/hiz

An der Abenberger Grund- undMittelschule feierte Hausmeister Rudi Kratzer (Mit-
te) 25 Jahre im öffentlichen Dienst. Rektorin Waltraut Veitengruber (r.), Bürgermeis-
ter Werner Bäuerlein sowie (v. l.) die Schulsprecherinnen Franziska Graf und Celi-
na Heider gratulierten ihm. Foto: Hiltl

„Geheimniskrämerei ist Programm“
Weiter heftige Kritik an den Verhandlungen zu TTIP, CETA und TISA—Kundgebung

,Belastungsgrenze
des Landes erreicht‘
Volker Bauer unterzeichnet Brief
junger CSU-MdL an die Kanzlerin

Wunschliste soll Hauruck ersetzen
Streit im Büchenbacher Gemeinderat um ein schnelles Bebauungsplanverfahren

Gegen den
Pflege-Burnout
Kurs für die Angehörigen
von Patienten mit Demenz

Gute Aussichten
in der Altenpflege
Bei „Donnerstags um drei“geht
es um Ausbildung in dem Bereich

NOTIERT UND FOTOGRAFIERT

Seite 30 / HRV Freitag, 22. Januar 2016L O K A L E S


